
 

Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung 

Vorlagennummer: STV/1351/2018 
Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
Datum: 13.09.2018 

 
Amt: Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Aktenzeichen/Telefon: - Al -/1032 
Verfasser/-in: Heiner Geißler, FW-Fraktion 
 
 
Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 
Magistrat  Zur Kenntnisnahme 
Ausschuss für Planen, Bauen, Umwelt und Verkehr  Beratung 
Haupt-, Finanz-, Wirtschafts-, Rechts- und 
Europaausschuss 

 Beratung 

Stadtverordnetenversammlung  Entscheidung 
 
 
Betreff: 
Aufhebung der Straßenbeitragssatzung 
- Antrag der FW-Fraktion vom 6.9.2018 - 
 
 
Antrag: 
„1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Aufhebung der Straßenbeitrags-
satzung zum schnellstmöglichen Zeitpunkt. 
2. Der Magistrat der Stadt Gießen wird gebeten, unverzüglich – sofern notwendig – 
alternative Möglichkeiten der Finanzierung für die Sanierung der Straßen zu prüfen.“ 
 
 
Begründung: 
Die Pflicht zur Erhebung von Straßenbeiträgen ist durch den Hessischen Landtag 
aufgehoben worden. Danach können die Kommunen selbst entscheiden, ob sie für Bau- 
und Sanierungsmaßnahmen Geld von ihren Einwohnern kassieren. Daher gibt es keinen 
Zwang mehr zur Erhebung von Straßenbeiträgen. Außerdem beteiligt sich das Land 
Hessen bei Einführung von wiederkehrenden Straßenbeiträgen mit einem einmaligen 
pauschalierten Kostenausgleich pro Abrechnungsgebiet.   
Alternativ ist auch eine Erhöhung anderer durch die Stadt erhobenen Gebühren zur 
Deckung der durch die Anlieger bisher zu tragenden Kosten möglich. Damit wäre jeder 
Einwohner der Stadt Gießen an den Kosten für den Bau oder die Sanierung von Straßen 
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beteiligt. Dies ist auch deshalb gerecht, weil alle Verkehrsteilnehmer auch alle Straßen 
benutzen, und nicht nur die jeweiligen Anlieger an ihrer Straße. 
Aufgrund meist fehlender Finanzmittel der Stadt wird die Sanierung einer Straße so lange 
hinausgeschoben bis eine grundhafte Sanierung einer Straße unumgänglich ist. Dadurch 
werden Kosten unnötig erhöht, und dies bedeutet dann prozentual Mehrkosten für die 
Anlieger nach der bisherigen Straßenbeitragssatzung. Diese Ungerechtigkeit muss 
aufhören. 
 
 
Heiner Geißler 
Fraktionsvorsitzender 
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